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Paradigmenwechsel in der 
Wasserwirtschaft
Das vor mehr als 100 Jahren eingeführte Prin-
zip, Niederschläge nur über die Kanalisation 
abzuleiten, verschlingt nicht nur enorme 
finanzielle Mittel für Bau und Unterhalt der 
Netze. Es hat auch erhebliche negative Aus-
wirkungen auf Gewässerqualität, Wasserhaus-
halt und Mikroklima.

Zentrale Anlagen zur Regenwasserbehand-
lung sind teuer und scheitern oft daran, dass 
in der Stadt der Platz dafür fehlt.

Deshalb zeichnet sich schon seit einiger Zeit 
in der Wasserwirtschaft ein Paradigmenwech-
sel ab. Die dezentrale Regenwasserbewirt-
schaftung ersetzt das alte Prinzip der 
Ableitung – gerade in Berlin. Sie orientiert 
sich am natürlichen Wasserkreislauf aus Nie-
derschlag, Verdunstung und begrenztem 
Abfluss. Kernelemente der Verringerung 
hoher Oberflächenabflüsse sind die Versicke-
rung des Niederschlagswassers über die 
belebte Bodenzone vor Ort und die Nutzung 
als Betriebswasser.

Konzepte zur dezentralen Regenwasserbe-
wirtschaftung sind bereits im Abwasserbesei-
tigungsplan von 2001 enthalten und wurden 
und werden an vielen Orten der Stadt imple-
mentiert.

Spree am Spreebogen-
park im Berliner  
Regierungsviertel

Finanzielle Anreize zur Versickerung schuf das 
im Jahr 2000 eingeführte Niederschlagswas-
serentgelt: Grundstückseigentümer müssen 
derzeit 1,897 Euro pro versiegeltem Quadrat-
meter und Jahr entrichten, wenn sie Nieder-
schläge nicht auf eigenem Grund versickern 
oder anderweitig verwenden.75 

Grenzen der Versickerung
In einigen Siedlungsräumen ist eine tech-
nisch gestützte Versickerung problematisch. 
Das gilt vor allem in den Wasserschutzzonen 
1 und 2 der Wasserschutzgebiete76 und in 
Gebieten, in denen das Grundwasser höher 
als 1,5 Meter ansteht.77 Diese Bereiche sind 
besonders empfindlich gegen Schadstoffein-
träge ins Grundwasser. Deshalb ist hier eine 
Versickerung vor Ort nur unter Auflagen 
zulässig oder verbietet sich sogar ganz.78

Prioritäre Handlungsräume
In der Summe ergibt sich aus dieser Bestands-
aufnahme ein vielschichtiges räumliches Tab-
leau von Gewässern und Siedlungsräumen, 
die auf häufigere Starkregenereignisse, aber 
auch auf andere, ökologische Wirkungsket-
ten, die der Klimawandel verstärken oder in 
Gang setzen könnte, empfindlich reagieren 
dürften (Karte 07).

Vordringlicher Handlungsbedarf besteht dort, 
wo sich die verschiedenen Kulissen überla-
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gern. Dabei lassen sich zwei Schwerpunkte 
ausmachen – jeweils unterteilt in aktuellen 
und perspektivischen Handlungsbedarf 	
(Karte 09):

n	 Gewässer und Siedlungsräume der Innen-
stadt, in denen Starkregen bereits heute 
hochproblematisch sind, weil hier die 
überlaufanfällige Mischkanalisation mit 
einem hohen Versiegelungsgrad zusam-
mentrifft (Stadtspree, Landwehrkanal). 

n	 Gewässer, die durch Regenwasserein-
leitungen signifikant belastet sind und 	
bei denen hinsichtlich der Gewässer-	
qualität hoher Handlungsbedarf besteht 
(zum Beispiel Panke, Vorstadtspree und 	
Teltowkanal).

Ziele und Maßnahmen im Handlungs-
feld Gewässerqualität und Starkregen

Um die Qualität der Berliner Flüsse und Seen 
auch unter veränderten Bedingungen zu 
sichern und häufiger werdende Starkregen
ereignisse wie auch längere Trockenperioden 
besser zu bewältigen, gilt es, ...

n	 die ökologischen Strukturen und Funktio-
nen der Gewässer gegenüber aktuellen 
und sich verstärkenden Störeinflüssen zu 
verbessern,

n	 die ökologischen Schädigungen der 
Gewässer zu verringern,

n	 ihre Eignung als Badegewässer zu erhalten,

n	 Überläufe der Mischkanalisation in die 
Berliner Gewässer zu verhindern oder 
zumindest zu verringern

n	 sowie den Oberflächenabfluss zu verrin-
gern und so lokale Überschwemmungen 
zu verhindern.

Die räumliche Kulisse für entsprechende 
Maßnahmen zeigt Karte 10.

Maßnahmen für eine bessere
Gewässerqualität
Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) hat 2000 die Weichen für die mittel-
fristige Wasserwirtschafts- und Gewässer
planung in Berlin neu gestellt. Ziele sind die 
Stärkung der ökologischen Funktionen der 
Gewässer, die Verringerung der Stoffeinträge 
und der hydromorphologischen Belastungen. 

Die Umsetzung der WRRL wird in Berlin über 
das Zeitziel 2015 hinausgehen. Den aktuellen 
Stand stellt die Internetseite der zuständigen 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt 
und Verbraucherschutz dar.79

Zudem ist ein Handlungskonzept der 	
Bundesländer Berlin und Brandenburg zur 
Reduzierung der Nährstoffbelastungen im 
Wirkungsraum Untere Havel in Arbeit.80 Auch 
seine Ergebnisse und ihre zeitnahe Umset-
zung sind entscheidend für eine Verbesse-
rung der Gewässerqualität in Berlin.

Gewässerentwicklungskonzepte 
erarbeiten und umsetzen
Im Rahmen der Umsetzung der europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) erarbeitet 
Berlin Gewässerentwicklungskonzepte für 
einzelne Gewässer. Für die Panke liegt ein 	
solches Konzept bereits vor, Konzepte für das 
Tegeler Fließ und die Erpe stehen kurz vor 
dem Abschluss, und für Wuhle, Müggelsee, 
Vorstadt-Spree und den Groß-Glienicker See 
(in Zusammenarbeit mit dem Land Branden-
burg) sind Gewässerentwicklungskonzepte 	
in Vorbereitung.

All diese Konzepte sollten zeitnah umgesetzt, 
weitere für die Gewässer mit aktuell prioritä-
rem Handlungsbedarf schnellstmöglich und 
für die Gewässer mit perspektivischem Hand-
lungsbedarf mittelfristig erarbeitet werden.

Uferbereiche schützen und renaturieren
Bestandteil der Gewässerentwicklungskon-
zepte ist der Schutz und die Entwicklung der 
Uferbereiche.

Wasserpflanzen im ufernahen Flachwasser
bereich tragen durch ihre Nährstoffaufnahme 
und Filterwirkung zur natürlichen Reinigung 
der Gewässer bei. Der Schatten ufernaher 
Gehölzbestände wirkt zudem einer Aufhei-
zung des Wasserkörpers in Hitzeperioden 
entgegen. Naturnahe Uferabschnitte tragen 
so zur Verbesserung der Wasserqualität bei 
und stellen darüber hinaus einen wertvollen 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen dar.

Im Bereich stark verbauter und befestigter 
Ufer wird deshalb geprüft, wo und in wel-
chem Umfang naturnahe Uferbereiche 
geschaffen werden können, ohne den freien 
Zugang für alle, wie ihn Promenaden und 
Uferwege gerade in der Innenstadt sichern, 
maßgeblich einzuschränken.

Röhrichtbestand am 
Schlachtensee in  
Berlin-Grunewald (oben) 
 
Brütendes Blässhuhn  
(Mitte) 
 
Sumpfschwertlilie am  
Seeufer im Englischen 
Garten des Großen  
Tiergartens (unten)
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Röhrichtschutz weiterführen
An Unter- und Oberhavel, Dahme, Spree und 
Müggelsee führt Berlin teils seit Jahrzehnten 
Maßnahmen zum Schutz und zur Wiederan-
siedelung des Röhrichts durch. Inzwischen 
sind rund 24 Kilometer mit Röhricht bestan-
denes Ufer durch Palisaden geschützt und 
83 Abschnitte mit etwa 32.200 Quadratme-
tern Uferfläche neu bepflanzt. Entsprechende 
Regelungen sind auch im Berliner Natur-
schutzgesetz verankert.82 Um Resilienz und 
Selbstreinigungskraft der Gewässer zu ver-
bessern, sollte dieser Röhrichtschutz fortge-
setzt und ausgebaut werden.

Gewässerhabitate verbessern
Eine Habitatverbesserung, wie sie zum Teil 
schon an der Panke umgesetzt wird, sollte 
nach Möglichkeit auch an und in anderen 
Gewässern realisiert werden. Dazu gehören 
neben naturnaher Gestaltung von Ufer und 
Sohle alle Schritte, die eine eigendynamische 
Gewässerentwicklung anstoßen: Grundräu-
mungen sollten unterbleiben, Totholz im 
Gewässer verbleiben oder gezielt eingebracht 
werden, Erosions- und Anlandungsprozesse 
sollten zugelassen und neue Flachwasser
bereiche angelegt werden.

Maßnahmen zur Reinigung des 
eingeleiteten Regenwassers
Trotz der zunehmenden dezentralen Regen-
wasserbewirtschaftung sind zentrale Maß-
nahmen zur Regenwasserbehandlung 
weiterhin unerlässlich. An wichtigen Einleit-
stellen der Trennkanalisation sind bis 2009 
bereits 30 Anlagen zur Regenwasserreinigung 
in Betrieb gegangen. Sie reduzieren die Belas-
tung der Gewässer durch Schadstoffe, die der 
Regen aus der Luft und von den Oberflächen 
wäscht.

Weitere Anlagen zur Regenwasser-
bewirtschaftung realisieren
An ökologisch besonders sensiblen Stellen 
müssen weitere Regenwasserbewirtschaf-
tungsanlagen realisiert werden. Neben 
Retentionsbodenfiltern für die biologische 
und mechanische Reinigung des Nieder-
schlagswassers werden zunehmend andere, 
standortangepasste Technologien wie Hoch-
leistungssedimentationsanlagen oder Lamel-
lenabscheider erprobt und eingesetzt.

Potenziale einzelner Bebauungstypen 
für dezentrale Regenwasserbewirtschaftung81	 Abb. 19

Flächentyp
Stadt- 

struktur- 
typ

Niederschlagsanteil, 
der versickert 
werden kann

 
Beurteilung

Geschlossener Hinterhof,  
Hinterhof Behutsame  
Sanierung

1 10 - 15 % bedingt geeignet 

Schmuck- und Gartenhof  
Schuppenhof

2 30 - 50 % geeignet

Sanierung Entkernung  
Nachkriegsblockrand

3 30 - 50 % bedingt geeignet 

Großhof und Zeilenbebauung   
der 1920er und 1930er Jahre     
(im Ostteil nur Großhof)   

4 30 - 50 % geeignet

Zeilenbebauung der 1920er   
und 1930er Jahre im    
ehemaligen Ostteil der Stadt   

4
60 - 80 % sehr gut geeignet  

Zeilenbebauung seit den   
1950er Jahren 

5

Ungeordneter Wiederaufbau 
Hochhaus, Großsiedlung 

6 50 - 75 %   sehr gut geeignet  

Dorf 13
Reihengarten 10

30 - 50 % geeignet

Garten, offene  
Siedlungsbebauung

10

Parkartiger Garten 11 30 - 50 % geeignet
Gärten und  
halbprivate Umgrünung 

12

Handel und Dienstleistungen  14 5 - 20 % bedingt geeignet 
Mischgebiet II mit geringer    
Bebauung, Gewerbegebiet mit   
geringer Bebauung, Flächen   
der Ver- und Entsorgung   

15 50 - 70 % geeignet

Gewerbegebiet mit  
dichter Bebauung 

16

Mischgebiet I 
(z. B. Gaststätten) 

14 5 - 20 % bedingt geeignet 

Mischgebiet II 
mit dichter Bebauung  

16

Hochschule und Forschung   
Altbau-Schule (Bj. vor 1945)    
Neubau-Schule (Bj. nach 1945)   

17 60 - 80 % sehr gut geeignet  

Gemeinbedarf: 
Sicherheit und Ordnung,   
Post, Verwaltung, Kultur,   
Krankenhaus, Kita, Kirche,   
Seniorenheim, Jugend- 
freizeitheim, sonstige  
Gemeinbedarfsflächen

17 bebauungsabhängig bedingt geeignet 

Sportanlagen 18
Verkehrsflächen: Parkplatz,  
Bahnanlagen ohne Gleiskör  -
per, Gleiskörper, Flughafen,   
sonstige Verkehrsflächen 

17 60 - 80 % bedingt geeignet 
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Maßnahmen zur Verringerung 
des Oberflächenabflusses
Überlastungen des Kanalnetzes mit lokalen 
Überflutungen, Mischwasserüberläufe und 
Gewässerbelastungen durch eingeleitetes 
Regenwasser haben eine gemeinsame Ursa-
che: unnatürlich hohe Oberflächenabflüsse 
von versiegelten Flächen. Ausgesprochen 
effektiv, um den lokalen Wasserhaushalt zu 
verbessern, sind die eng miteinander ver-
knüpften Ansätze der dezentralen Regenwas-
serbewirtschaftung und der Entsiegelung. 
Auf entsiegelten Flächen kann Wasser versi-
ckern und zeitlich gestaffelt verdunsten. Das 
verringert den Oberflächenabfluss, kommt 
(durch mehr Verdunstungskühle) dem Bio
klima zugute und verbessert auch die Wasser-
versorgung der Vegetation.

Dezentrale Regenwasserbewirtschaftung 
ausweiten, Versickerung intensivieren
Grundsätzlich ist Versickerung im überwie-
genden Teil Berlins eine Alternative zur Einlei-
tung des Regenwassers in die Kanalisation. 
Auch die Nutzung als Betriebswasser oder zur 
Gartenbewässerung – verbunden mit ent-
sprechenden Speichermöglichkeiten vor Ort 
– kann den Oberflächenabfluss minimieren. 
Die dezentrale Regenwasserbewirtschaftung 
sollte deshalb berlinweit vorangetrieben 	
werden.

Welche Möglichkeiten es gibt und was dabei 
zu beachten ist, erläutern zwei Publikationen 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung.83

Entsiegelungspotenziale nutzen
Vorrangig sollten Entsiegelungspotenziale in 
jenen Siedlungsräumen genutzt werden, die 
einen Anteil unbebaut versiegelter Flächen 
an der Blockfläche von mehr als 20 Prozent 
aufweisen (Karte 08).

Um die tatsächlichen Potenziale im Detail zu 
bestimmen, ist es ausschlaggebend – anders 
als bisher üblich –, nicht den Gesamtanteil 
der versiegelten Flächen, sondern nur den 
Anteil der unbebaut versiegelten Flächen zu 
betrachten: Mit Gebäuden belegte Flächen 
kommen kaum ernsthaft für eine Entsiege-
lung in Betracht.

Ausnahmen ergeben sich bei Grundstücken 
mit Altlasten, hoch anstehendem Grundwas-
ser, in Wasserschutzgebieten und überall 
dort, wo steigende Grundwasserstände 
bereits zu Vernässungsschäden an Gebäuden 
führen.

Die Entsiegelungspotenziale nach Flächen- 
und Bebauungstypen wurden bereits vor 	
Jahren für den StEP Ver- und Entsorgung 
ermittelt.84 Danach zeigen einige Bebau-
ungstypen besonders hohe und gut 	
nutzbare Potenziale (Abb. 19):

n	 Zeilenbebauungen der 1920er und 1930er 
Jahre im ehemaligen Ostteil der Stadt

n	 Zeilenbebauungen seit den 1950er Jahren

n	 Großsiedlungen und 
Hochhausbebauungen

n	 Gärten und die gartendominierte 
offene Siedlungsbebauung

n	 Hochschul-, Forschungs- und 
Schulstandorte

Maßnahmen, um Mischwasser- 
überläufe zu verhindern
Die Verringerung des Oberflächenabflusses 
hat zentrale Bedeutung für eine klimaange-
passte Wasserwirtschaft in Berlin. Sie allein 
wird indes auf absehbare Zeit kaum ausrei-
chen, um die Zahl der Überläufe auf ein Mini-
mum zu reduzieren.

Deshalb müssen auch Maßnahmen im Kanal-
netz ergriffen werden. Spitzenlasten sollen im 
Kanalsystem gespeichert werden. Das ermög-
licht eine zeitverzögerte Weiterleitung an die 
Klärwerke und verhindert so Überläufe. Dabei 
gilt langfristig: Je stärker die dezentrale 
Regenwasserbewirtschaftung im Stadtgebiet 
umgesetzt wird, desto weniger Speicherkapa-
zitäten sind nötig. Anlagen können kleiner 
dimensioniert und damit Kosten gespart wer-
den. Auch der Aufwand für Erneuerung und 
Sanierung des bestehenden Kanalnetzes lässt 
sich so minimieren.

Stauraum im 
Mischkanalisationssystem aktivieren
Ein Weg, die Speicherkapazitäten zu erhöhen, 
ist die gezielte Ausnutzung der Kanalnetz
kapazitäten durch intelligente Steuerung 
(Management im Bestand). Das bereits heute 
verfügbare Stauraumvolumen lässt sich durch 
steuerbare Wehrklappen, Hubschütze (also 
einfache Schieber) und erhöhte Überlauf-
schwellen gezielter ausnutzen.

Geplante Regenüberlaufbecken und Stau-
raumkanäle im Mischsystem realisieren
Das Land Berlin hat mit den Berliner Wasser-
betrieben ein Programm zur Verbesserung 
der Gewässergüte vereinbart. Es sieht vor, bis 
2020 302.000 Kubikmeter Staukapazität in 
der innerstädtischen Mischwasserkanalisation 
zu schaffen. 60 Prozent der Kosten über-
nimmt das Land Berlin. 213.000 Kubikmeter 
dieses Stauraums sind mit Stand Dezember 
2010 bereits realisiert.85 Das größte unterirdi-
sche Regenüberlaufbecken zur Mischwasser-
zwischenspeicherung bei starkem Regen (mit 
17.000 Kubikmeter Kapazität) wird dabei 
nahe dem Abwasserpumpwerk Berlin IV zwi-
schen Panke und Chausseestraße entstehen.86

Potenziale innovativer Lösungen ausloten
Das private Projekt Spree 2011 verfolgt einen 
weiteren Weg, Spitzenlasten der Misch- wie 
der Trennkanalisation abzufedern. Es sieht 
schwimmende Rückhalteanlagen direkt in 
den Gewässern (Vorfluter) vor. Vorteil einer 
solchen Lösung: Sie erfordert keine größeren 
Eingriffe in Siedlungs- und Bodenflächen. 
Ökologisch nachteilig ist allerdings die Inan-
spruchnahme von Wasserflächen. Auf den 
Behältern entstünde Raum für Nutzungen, 
dessen Vermarktung die Realisierung kofinan-
zieren könnte. Ein Prototyp wird derzeit im 
Berliner Osthafen realisiert.

Regenwasserreinigung  
in einem Retentions- 
bodenfilter in Halensee

© Berliner Wasserbetriebe/Donath



Klimaschutz

Klimaschutz und Anpassung an den Klima-
wandel sind zwei Seiten einer Medaille. Nur 
ein erfolgreicher Klimaschutz kann den zu 
erwartenden Klimawandel und seine Folgen 
abmildern (Mitigation) und damit die Auf
gabe der Anpassung (Adaption) erleichtern. 
Insofern genießt der Klimaschutz als Vor
sorgeinstrument klare Priorität.

Ziele im Handlungsfeld Klimaschutz

Übergeordnetes Ziel des Klimaschutzes ist es, 
die Freisetzung von CO2 und anderen Treib
hausgasen zu reduzieren. Berlin verfolgt 	
dieses Ziel durch einen Ansatz, der auf drei 
Säulen ruht:

n	 Energieeffizienz steigern,

n	 Energieverbrauch senken,

n	 erneuerbare Energien statt fossiler 
Energieträger nutzen.

Dieser an Emissionsquellen und -verursa-
chern orientierte Ansatz erfordert in erster 
Linie rechtliche, technische, kooperations-
basierte, bewusstseinsbildende und 	
gegebenenfalls finanzielle Schritte.

Klimaschutzaktivitäten in Berlin
Entsprechende Maßnahmen hat Berlin 	
bereits – teils seit Jahrzehnten – auf breiter 
Front ergriffen. Zu den wichtigsten gehören ...

im rechtlich-organisatorischen Bereich

n	 das bereits 1990 verabschiedete und 2001 
fortgeschriebene Berliner Energiesparge-
setz (BEnSpG),

n	 das seit 2000 laufende Umweltentlastungs-
programm des Senats,

n	 das Landesenergieprogramm 2006-2010, 
das CO2-Minderungsziele für Industrie, 
öffentliche Verwaltung, Verkehr, Haushalte 
und Kleinverbraucher definierte,

n	 das Klimapolitische Arbeitsprogramm des 
Senats von 2008

n	 und das 2011 vom Senat beschlossene 
»Energiekonzept 2020 – Energie für Berlin«;

im Bereich von Kooperation und 	
Selbstverpflichtung der Wirtschaft

n	 bislang elf Klimaschutzvereinbarungen mit 
großen privaten Partnern, darunter Kran-
kenhausbetreibern, Ver- und Entsorgern, 
Immobilienunternehmen und -verbänden, 
aber auch landeseigenen Einrichtungen,

n	 und das Ende 2008 geschlossene Berliner 
Klimabündnis des Senats mit 13 Berliner 
Unternehmen, zu denen die größten priva-
ten CO2-Emittenten der Stadt gehören;

im Bereich der energetischen 	
Gebäudesanierung

n	 die Senatsprogramme zur Heizungs-
modernisierung, Plattenbausanierung, 
Sozialen Stadterneuerung und Leerstands-
beseitigung seit den 1990ern, von denen 
mehr als ein Drittel des gesamten Berliner 
Wohnungsbestands profitierte,

n	 die Berliner Energiesparpartnerschaften 
als erfolgreiches Contracting-Modell,

n	 die seit 2007 geltenden Ökologischen 
Anforderungen für Baumaßnahmen 	
des Landes Berlin

n	 und die Entwicklung eines Berliner 
Energiestandards für Gebäude;

im Bereich der Verkehrspolitik

n	 der Stadtentwicklungsplan Verkehr mit 
seiner klimapolitischen Orientierung,

n	 die Stärkung der Verkehrsträger des 
Umweltverbunds

n	 und Maßnahmen zur Minderung klima-
schädlicher Emissionen an Fahrzeugen, 

© Berliner Energieagentur
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Installation einer  
Photovoltaikanlage  
auf einem Wohngebäude 
in Berlin-Weißensee 
 
Fahrradfahrer in  
Berlin-Tempelhof
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unter anderem durch Modellvorhaben zur 
Elektromobilität;

sowie im bewusstseinsbildenden Bereich

n	 der seit 1999 regelmäßig fortgeschriebene 
Berliner Heizspiegel, der mit seinem Heiz-
kostenrechner Berlinerinnen und Berlinern 
die Möglichkeit gibt, den eigenen Hei-
zungsbedarf und Energieverbrauch zu ver-
gleichen,

n	 das Aufklärungs- und Qualifizierungspro-
gramm Berliner ImpulsE,

n	 die jährlichen Berliner Energietage,

n	 der seit 2009 ausgelobte jährliche Wett
bewerb »Berliner Klima Schulen«,

n	 die Solardachbörse des Senats und der 
daraus hervorgegangene, 2010 vorgestell-
te Gesamtberliner Solaratlas, der zur 
Online-Solarbörse weiterentwickelt wer-
den soll.

Ziele für die räumliche Planung
Die räumliche Planung und Stadtentwicklung 
kann (und muss) diese Klimaschutzaktivitäten 
unterstützen – selbst wenn diese sich räum-
lich kaum differenzieren lassen, sondern weit-
gehend dispers und im ganzen Stadtgebiet 
wirken.

Das gilt doppelt, weil die Klimaschutzziele 
des Landes eine unabdingbare Basis für den 
StEP Klima darstellen. Den Klimaschutz ener-
gisch voranzutreiben ist eine Voraussetzung 
auch für die Anpassung der Stadt an den Kli-
mawandel.

Für die räumliche Planung geht es im Zuge 
des Klimaschutzes vor allem darum, klima-
schädliche Entwicklungen zu vermeiden. Vor 
diesem Hintergrund ergänzt der StEP Klima 
die bisherigen Anstrengungen um zwei wich-
tige Aufgaben:

n	 Erhalt der natürlichen 
Treibhausgasspeicher

n	 und Vermeidung eines zunehmenden 
Verkehrsaufkommens bei der Neuaus-	
weisung von Baugebieten.

Stadtvegetation und Böden als 	
Treibhausgasspeicher und -senken

Die Vegetationsbestände der Stadt und weit-
gehend unbeeinträchtigte Böden (nicht aber 
überbaute Bestände!) erfüllen eine wichtige 
Rolle im Klimaschutz: Sie speichern Kohlen-
stoff, der ansonsten in Form von Kohlendioxid 
und Methan frei würde.

Wie groß die gespeicherten Kohlenstoffvor-
räte sind, hängt von der Nutzung der Flächen, 
vom Alter der Wälder, von Bodenbearbei-
tungsmaßnahmen in der Landwirtschaft, der 
Dicke der Humusschicht, Schnittmaßnahmen 
oder Laubbeseitigungen und anderen Fakto-
ren ab. Exakt lassen sich die Speicherkapazitä-
ten nur im Einzelfall bestimmen. Tendenziell 
ist aber klar, dass Wiesen und Weiden, Parks 
und insbesondere naturnahe Wälder und 
Moore ein hohes Potenzial besitzen (Karte 11).

Das hat erhebliche, bisher aber kaum thema-
tisierte Bedeutung für den Klimaschutz: Wer-
den Speicher zerstört, werden diese zu 
Quellen – und erhöhen die Treibhausgas
belastung. Ihr Erhalt und – wo möglich – ihr 
Ausbau kann dagegen die Treibhausgasemis-
sionen senken oder doch zumindest einen 
Anstieg verhindern.

Welche Potenziale sich dabei ergeben, ist 
nach derzeitigem Wissens- und Datenstand 
nur annähernd zu ermitteln. Für die Berliner 
Böden liegen flächendeckende Angaben 
über die Kohlenstoffgehalte vor. Für die ober-
irdische Biomasse sind Durchschnittswerte 
nur für die Berliner Forsten verfügbar. Keiner-
lei Daten gibt es dagegen zu den Kapazitäten 
der Vegetationsbestände der Parks und ande-
rer Freiflächen. Ebensowenig gibt es gesicher-
te Daten wie viel Methan und Lachgas in den 
Berliner Böden gebunden sind.87

Wo werden in Berlin Treibhausgase  
natürlich gespeichert?
In Berlin finden sich die höchsten Kohlen-
stoffvorräte je Flächeneinheit in kleineren 
Moor- und Feuchtflächen am Rande der 
Stadt. Pro Quadratmeter Fläche speichern sie 
mehr als 100 Kilogramm organischen Kohlen-
stoff, Waldflächen hingegen lediglich 5 bis 10 
Kilogramm. Weil die Wälder jedoch weit aus-
gedehnter sind, haben sie in der Summe 
ebenfalls eine hohe Bedeutung als Speicher.

Von den insgesamt 4,92 Millionen Tonnen 
organischen Kohlenstoffs, die in Berliner 
Böden gebunden sind, befindet sich rund ein 

»Quelle, Speicher, Senke«

Die Klimafolgenforschung unterschei-
det zwischen Speichern, Senken und 
Quellen von Treibhausgasen. Eine Quelle 
setzt – nach Art. 1 der UN-Klimarahmen-
konvention – Treibhausgase in die 
Atmosphäre frei. Speicher sind Bestand-
teile des Klimasystems, die Treibhausgase 
zurückhalten. Eine Senke schließlich ist 
jeder Vorgang, jede Tätigkeit und jeder 
Mechanismus, durch den der Atmos-
phäre Treibhausgas entzogen wird.

Rundblättriger  
Sonnentau (Drosera  
rotundifolia; oben) 
 
Flußmäander 
im Tegeler Fließ
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Drittel in Flächen der Berliner Forsten, ein 
weiteres Drittel in den Böden der Brachflä-
chen Berlins und das letzte Drittel überwie-
gend in landwirtschaftlich genutzten Flächen, 
Parks und Gärten. 

Die wichtigsten und großflächigsten Kohlen-
stoffspeicher liegen nahe dem Stadtrand, so 
etwa die Gosener Wiesen und Teile der Krum-
men Laake in Köpenick, das Waldgebiet am 
Plumpengraben in Falkenhorst oder Teilflä-
chen des Spandauer Forstes. Innerhalb des 
S-Bahn-Rings finden sich nur vereinzelte Flä-
chen, die zudem nur eine geringe Speicher-
funktion für Kohlenstoff aufweisen (Karte 11).

Natürliche Treibhausgasspeicher  
erhalten und stärken
Karte 11 zeigt – differenziert nach dem orga-
nischen Kohlenstoffgehalt – alle Flächen, die 
in Berlin als Treibhausgassenken und -spei-
cher fungieren. Sie sollten erhalten und so 
bewirtschaftet oder renaturiert werden, dass 
weder CO2 noch Lachgas oder Methan freige-
setzt werden.

Damit kommt etlichen bereits unter anderen 
Handlungsfeldern genannten Maßnahmen 
(wie dem Wassermanagement für Moore und 
Feuchtgebiete, der Sicherstellung einer 	
ausreichenden Wasserversorgung für die 
Vegetation, der Vermeidung von Grundwas-
serschwankungen, der naturgemäßen Wald-
bewirtschaftung, dem Umbau der Berliner 
Wälder oder dem Erhalt und der Neuanlage 
von Grünflächen im Siedlungsbereich) nicht 
nur aus Gründen der Anpassung an den Kli-

mawandel, sondern auch aus Gründen des 
Klimaschutzes hohe Bedeutung zu.

Ein Zugewinn an Speicherkapazität wäre 
durch eine Erhöhung der Biomasse (will 
sagen: durch das Anpflanzen von Gehölzen) 
auf einzelnen Flächen realisierbar. Im Sied-
lungsbereich ist das – etwa in Form neuer 
Straßen- und Hofbäume – durchaus möglich 
und sinnvoll. Eine dichtere Bepflanzung 
bestehender Freiflächen muss indes immer 
gegen die berechtigten Belange der Kaltluft-
versorgung und der bioklimatischen Kühlwir-
kung abgewogen werden – besonders, da die 
Wirkung neuer Gehölzpflanzungen als Treib
hausgassenke relativ gering bleibt.

Potenziale für die Nutzung 	
regenerativer Energien

Welche Flächen innerhalb Berlins eignen sich 
besonders für die Nutzung regenerativer 
Energien? Eine Antwort auf diese Frage liegt 
im Bereich der Solarenergie mit dem Berliner 
Solaratlas vor. Derzeit laufende Studien könn-
ten auch für die Windenergie und die Geo-
thermie neue Daten liefern, die zu gegebener 
Zeit in eine Fortschreibung des StEP Klima 
einfließen sollten.

Solarenergie
Als Standorte für Solarthermie- und Photo-
voltaikanlagen eignen sich vor allem Dach
flächen. Freiflächen und landwirtschaftliche 
Flächen sind zumindest großflächig kaum 
geeignet, da hier erhebliche Konflikte mit 
konkurrierenden Funktionen, wie Erholung, 
Landwirtschaft, Kaltluftproduktion oder auch 
dem Arten- und Biotopschutz zu erwarten 
sind.

Bereits 2006 hatte die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung einen »Solaren Rahmen-
plan« als Gutachten in Auftrag gegeben.88 
Seit Ende 2010 benennt nun der digitale Solar-	
atlas im Internet gebäudegenau die Solar-
energiepotenziale der Stadt.89 Er gibt für alle 
Bauten an, welche Potenziale bei Photovolta-
ik und Solarthermie bestehen, welche Erträge 
zu erwarten sind, welche CO2-Einsparungen 
sich daraus ergeben würden und in welchem 
Rahmen sich die Investitionskosten bewegen.

Windenergie
Bis 2005 schloss der Flächennutzungsplan die 
Errichtung von Windenergieanlagen in Berlin 
generell aus. Nachdem diese Festsetzung auf-
gehoben wurde, ging 2008 die erste Wind-

»Umwandlungssektor«

Mit diesem Begriff bezeichnet man den 
statistischen Energieverbrauch – oder 
anders: die Energieverluste, die 
entstehen, wenn Primärenergieträger 
wie Kohle oder Erdgas (zum Beispiel in 
Kraft- und Heizwerken) in Strom, Wärme 
oder Kälte umgewandelt werden.

Hundekehlefenn  
im Berliner Grunewald  
 
Solaratlas Berlin 
(rechte Seite oben) 
 
Heizkraftwerk 
Berlin-Moabit 
(rechte Seite unten)
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energieanlage in Berlin-Pankow in Betrieb. 
Das Genehmigungsverfahren zeigte aller-
dings, dass aufgrund erheblicher Konflikte 
geeignete Standorte im Berliner Stadtgebiet 
schwer zu finden sind.

Vorrangflächen für Windenergie auszuweisen, 
hat sich für das Berliner Stadtgebiet als nicht 
zweckmäßig erwiesen. Eine solche Auswei-
sung würde Windkraftanlagen an anderen 
Stellen ausschließen. Das aber ist nicht beab-
sichtigt.

Einerseits gibt es angesichts laufender techni-
scher Weiterentwicklungen keine dauerhaft 
verbindliche Parameter für Windkraftanlagen, 
die einer Ausweisung abschließend hätten 
zugrunde gelegt werden können. Faktoren 
wie Nabenhöhe und Rotordurchmesser sind 
aber wichtige Kriterien für die Beurteilung, 
gerade unter Berücksichtigung der Abstands-
regelungen zu angrenzenden Nutzungen wie 
beispielsweise Wohn- oder Klinikstandorten. 
Anderseits sind der Windenergienutzung 
durch Siedlungsstruktur, Siedlungsdichte 	
und Freiraumsituation im Berliner Stadt-	
gebiet enge Grenzen gesetzt.

Da Windkraftanlagen zum Kreis der privile-
gierten Vorhaben im Außenbereich nach § 35 
Absatz 1 Baugesetzbuch gehören, ist die Eig-
nung konkreter Standorte jeweils im Rahmen 
von Einzelfallprüfungen zu bestimmen.

Bis 2013 wollen Forscher der HTW Berlin im 
Auftrag der Senatsverwaltung für Gesund-
heit, Umwelt und Verbraucherschutz klären, 
welchen Beitrag kleine Windkraftanlagen auf 
Berliner Dächern zur Energieerzeugung leis-
ten könnten. Der Senat fördert das Projekt im 
Rahmen des Umweltentlastungsprogramms 

© Berlin Partner

(UEP). Das Gutachten wird konkrete Aussagen 
zu Flächenpotenzialen und -eignung liefern.

Geothermie
Seine geologische Lage macht Berlin zwar 
nicht zum idealen, doch prinzipiell geeigne-
ten Standort für Erdwärmenutzung. Aller-
dings gewinnt Berlin sein Trinkwasser auf 
eigener Fläche. Das macht einen besonders 
restriktiven Grundwasserschutz und Ein-
schränkungen bei Erdbohrungen nötig.

Dennoch hat die oberflächennahe Geother-
mie mit Sonden bis 100 Metern Tiefe in Berlin 
während der letzten Jahre zugenommen. 
Weit über 1.000 Bauten, vor allem Einfamilien-
häuser, nutzen mittels Wärmepumpen oder 
thermischer Gründungsaktivierung diese 
Energiequelle.

Welche weiteren Potenziale es gibt, klärt der-
zeit eine von der Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz 
in Auftrag gegebene wissenschaftliche Stu-
die. Sie soll Aussagen liefern, wie viel geother-
mische Energie nachhaltig nutzbar ist und 
wie groß die Mindestabstände benachbarter 
Erdwärmeanlagen sein müssen. Im Rahmen 
der Studie werden zudem Karten zur geo-
thermischen Ergiebigkeit erstellt, die für die 
quantitative Beurteilung von Erdwärmeson-
den-Standorten nützlich sind. Das Gutachten 
kann damit die Grundlage für den erweiter-
ten Einsatz der Technik in geeigneten Teil
bereichen der Stadt liefern.

Energiegewinnung aus Biomasse
Das Gesetz für den Vorrang erneuerbarer 
Energien (EEG) und besonders seine Novellie-
rung im Jahr 2008 hat die Nachfrage nach 
Biomasse zur Energieerzeugung erheblich 

steigen lassen. Dies führt bereits zu Flächen-
konkurrenzen mit Landwirtschaft und Natur-
schutz, aber auch zu fragwürdigen Biomasse-	
importen. Hinzu kommt: Ein Einsatz von 
Techniken wie der Holzpelletsheizung, die in 
Regionen mit starker Holzindustrie als Abfall-
verwertung durchaus nachhaltig sein kann, 
stößt in der Stadt angesichts erhöhter Fein-
staubbelastung an Grenzen.

Berlin setzt stattdessen auf die natur- und 	
klimaverträgliche Verwertung von Abfall und 
Reststoffen. Fast 1,2 Millionen Tonnen solcher 
biogener Abfälle fallen in Berlin jährlich an. 
Das belegt eine Studie im Auftrag der Senats-
verwaltung für Gesundheit, Umwelt und 	
Verbraucherschutz.90 Sie untersuchte alle 
Arten von Biomasseabfällen – vom Küchen-
abfall bis zum Altholz, von Laub und Rasen-
schnitt bis Pferdemist und vom Frittierfett aus 
Restaurants bis zum Klärschlamm. Das Ergeb-
nis: Besonders im Ausbau der Vergärung 	
liegen Chancen. Je nach Szenario könnte 	
Berlin durch Biomassenutzung im Jahr bis 	
zu 419.700 Tonnen CO2 sparen.91

Besonders die Kompostierung setzt Klimaga-
se frei und verschwendet Energie. Die Senats-
umweltverwaltung lässt deshalb zurzeit ein 

auf die Studie aufsetzendes Konzept zur Nut-
zung von Mähgut erarbeiten, das in Berlin 
Jahr für Jahr in großen Mengen anfällt.

Kraft-Wärme-Kopplung
Wird im Kraftwerk Strom erzeugt, entsteht 
auch Wärme. Beides zu nutzen ist das Prinzip 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK). Dadurch 
lassen sich etwa 30 Prozent fossile Brennstof-
fe sparen. Gegenwärtig wird diese Technolo-
gie in Berlin in zehn großen Heizkraftwerken 
angewandt. Verteilt wird die Wärme über das 
gut ausgebaute Fernwärmenetz der Stadt, 
das mit fast 1.500 Kilometern Länge als größ-
tes Westeuropas gilt und weiter wächst.

© Vattenfall Europe 
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Das Prinzip lässt sich aber nicht nur in großen 
Heizkraftwerken anwenden. Blockheizkraft-
werke (BHKW) erlauben einen Einsatz unab-
hängig vom Fernwärmenetz. Sie eröffnen 
dabei ein Leistungsspektrum, das von der 
Mikro-KWK-Anlage fürs Einfamilienhaus bis 
zu BHKW für ganze Wohnblöcke, Hotels, Kran-
kenhäuser, Hallenbäder und Industriebetrie-
be reicht. Mehr als 280 solcher BHKW sind 
derzeit in Berlin im Betrieb. Insgesamt liegt 
der KWK-Anteil am Berliner Wärmemarkt bei 
30 Prozent.92

Wärmerückgewinnung aus  
Abwasser und Abluft
Wärme in Abluft und Abwasser verpufft 	
vielerorts noch ungenutzt, stellt aber eine 
durchaus ernstzunehmende Energiequelle 
der Zukunft dar. Lange Zeit war die Nutzung 
nur im individuellen Projekt üblich – als Wär-
merückgewinnung, vornehmlich in Objekten 
mit stark wärmeproduzierender Nutzung wie 
Schwimmhallen, Industrie- oder Laborbau-
ten, aber auch in Einfamilienhäusern.

Im Dezember 2010 ging in Lichtenberg eine 
Anlage in Betrieb, die die Wärme des kommu-
nalen Abwassers zum Beheizen und Kühlen 
nutzt. Die mit diesem Pilotprojekt verfügbare 
Technologie zum Wärmeaustausch an 	
Abwasserdruckleitungen eröffnet für die 
Abwasserwärmenutzung in der Stadt neue 
Perspektiven: 1.200 Kilometer solcher Druck-
rohrleitungen gibt es in Berlin.93

Verkehrspolitische Maßnahmen zur 
Reduzierung von CO2-Emissionen

Der Ausstoß von CO2 ist in Berlin seit Jahren 
rückläufig. Bezogen auf den Primärenergie-
verbrauch sank er von 26,9 Millionen Tonnen 
1990 auf 17,5 Millionen Tonnen im Jahr 
2007.94 Dies ist vor allem auf höhere Energie-
effizienz im Umwandlungssektor und Einspa-
rungen im verarbeitenden Gewerbe 
zurückzuführen. Doch auch der CO2-Ausstoß 
von Haushalten, Gewerbe, Handel und 
Dienstleistungen nahm nach den aktuellen 
vorliegenden Zahlen von 2007 seit 1990 um 
25 Prozent ab.95 Dagegen stiegen die CO2-
Emissionen durch den Verkehr um vier Pro-
zent.

Bezogen auf CO2-Emissionen aus dem End-
energieverbrauch, in deren Berechnung der 
Umwandlungssektor entfällt, ist bei Haushal-
ten, Gewerbe, Handel und Dienstleistungen 
ein erheblicher Rückgang von 19,2 Millionen 
Tonnen 1990 auf 13,2 Millionen Tonnen CO2 
im Jahr 2007 festzustellen.

Dem Verkehrssektor werden (nach der 
Methode des Länderarbeitskreises Ener-	
giebilanzen) im Referenzjahr 2007 rund 	
28,8 Prozent des Endenergieverbrauchs 	
und 24,9 Prozent der CO2-Emissionen in 
Berlin zugerechnet. Damit lagen seine 	
CO2-Emissionen auf dem Niveau von 1990.

Damit hat der Verkehrssektor – im Gegensatz 
zu den übrigen Energieverbrauchssektoren – 
nur einen marginalen Beitrag zum Erreichen 
der klimapolitischen Ziele des Landes geleis-
tet.

Innerhalb des Verkehrssektors gibt es gegen-
läufige Entwicklungen. Zwar dominiert noch 
immer der Kraftfahrzeugverkehr den Energie-
verbrauch und die CO2-Emissionen in diesem 
Sektor, doch werden seit 2000 kontinuierliche 
Rückgänge im Kfz-Verkehr ausgewiesen. 	
Diese Rückgänge werden indes durch die 	
stetigen Zuwächse des Flugverkehrs ausge-
glichen. Bereits für 2005 wurde dem Flug-	
verkehr der dreieinhalbfache Endenergiever-	
brauch des Schienenverkehrs zugerechnet. 
Dabei leistet der Flugverkehr nur einen gerin-
gen Beitrag zur Alltagsmobilität. Maßnahmen 
zur Begrenzung der CO2-Emissionen durch 
den Flugverkehr sind deshalb genauso 	
wichtig wie die sonstigen Maßnahmen 	
zur Verkehrsvermeidung.

Klimaschonende Verkehrsentwicklung
Die Berliner Stadtentwicklung ist seit langem 
den Leitlinien der kompakten Stadt und der 
Stadt der kurzen Wege verpflichtet. Beide 	
tragen dazu bei, den Verkehr und damit den 
Ausstoß von Treibhausgasen und Luftschad-
stoffen zu minimieren.

In Berlin sind die Voraussetzungen für eine 
energieeffiziente und klimaschonende 
Gestaltung des Verkehrs überdurchschnittlich 
günstig. Die Motorisierung ist – typisch für 
eine Metropole – gering. 42 Prozent der Haus-
halte verfügen über kein eigenes Kraftfahr-
zeug. Dadurch werden rund zwei Drittel aller 
Wege in der Stadt zu Fuß, mit dem Fahrrad 
oder dem öffentlichen Nahverkehr zurückge-
legt. Der Radverkehr hat seit Ende der 1990er 
Jahre um mehr als 50 Prozent zugenommen.

Auch die Raumstruktur des Metropolenraums 
schafft günstige Voraussetzungen. Gemessen 
an der Zahl der Arbeitsplätze in Berlin ist die 
Zahl an Arbeitspendlern sehr gering – auch 
im Vergleich zu anderen europäischen Metro-
polen. Dadurch nimmt der entfernungs- und 
energieintensive Stadt-Umland-Verkehr nur 
einen eher unbedeutenden Teil des Verkehrs-
aufkommens ein.

Vertiefende Aussagen zu einer klimaschonen-
den Verkehrsentwicklung trifft der parallel 
erarbeitete StEP Verkehr. Er stellt klar: Treib
hausgasemissionen aus dem Verkehrssektor 
lassen sich vor allem durch eine Reduzierung 
des motorisierten Individualverkehrs vermei-
den, mithin durch die Förderung des ÖPNV, 
des Fuß- und Radwegeverkehrs, insbesonde-
re jedoch durch die Stärkung intermodaler 
Verkehrsangebote.

Neubaugebiete vorrangig  
in ÖPNV-Nähe entwickeln
Die Orientierung auf das Netz des öffentli-
chen Nahverkehrs ist schon heute ein 	
Grundzug der Berliner Stadtplanung. 	
Viele Potenzialflächen für die Siedlungs-	
entwicklung, die der FNP darstellt, liegen in 	
fußläufiger Entfernung zu Haltestellen des 
schienengebundenen ÖPNV. Auch künftig 
sollen vorrangig jene Bauflächen entwickelt 
werden, die mit U-Bahn, S-Bahn oder 	
Straßenbahn gut zu erreichen sind. Bei der 
örtlichen städtebaulichen Planung gilt es, 
verkehrsreduzierende Siedlungsstrukturen 
und eine gute Erreichbarkeit für nichtmotori-
sierte Verkehrsteilnehmer zu gewährleisten.
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Maßnahmen des energieoptimierten 
Bauens und Sanierens

Neubauten energetisch optimiert  
planen und realisieren
Für öffentliche Bauvorhaben in Berlin sind 
ökologische Prinzipien und energieeffiziente 
Gebäudekonzepte seit Jahren obligatorische 
qualitative Voraussetzungen.

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
hat diese Anforderungen in einem Leitfaden96 
zusammengestellt und in der Broschüre »Bau-
steine der Nachhaltigkeit«97 zu Checklisten 
aufgearbeitet, die auch privaten Bauherren 
eine einfache Matrix zur ersten Prüfung ihrer 
Projekte an die Hand geben.

Kernpunkte sind die Nutzung erneuerbarer 
Energien (etwa über die aktive und passive 
Solarenergienutzung oder über biomassebe-
feuerte Blockheizkraftwerke) und alle Mittel, 
die nach dem aktuellen Stand der Technik 
geeignet sind, den Energieverbrauch zu sen-
ken (insbesondere eine optimale Wärmedäm-
mung und effiziente technische Infrastruktur). 
Unter dem Zeichen der Anpassung an den 
Klimawandel gewinnt zudem die Reduzie-
rung von Hitzebelastungen im Sommer an 
Bedeutung.

Die Umsetzung dieser für Berlins Klima-
schutzbemühungen zentralen Aufgabe liegt 
natürlich zuerst in der Verantwortung des 
Bauherren. Allerdings sind hier auch die für 
die Bebauungsplanung zuständigen Ämter 	
in den Bezirken, in Ausnahmefällen auch bei 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
angesprochen. Sie sollten weiterhin die 	
baurechtlichen Möglichkeiten prüfen, die 
Erfüllung dieser Anforderungen in Bebau-
ungsplänen festzuschreiben.

Den Bestand energetisch sanieren
Berlin ist schon gebaut. Deshalb konzentriert 
sich die Klimaschutzpolitik in Berlin auf die 
Potenziale zur CO2-Minderung im Gebäude-
bestand. Dabei stehen die Wärmedämmung 
an Gebäuden, zeitgemäße und effiziente 
technische Anlagen sowie die Nutzung der 
Sonnenenergie (unter Zuhilfenahme des Ber-
liner Solaratlas) im Vordergrund. Auch hier 
kommen – wie beim Neubau – in Zukunft 
Maßnahmen zur Optimierung des lokalen 
Bioklimas als neue Aufgabe hinzu.

Die bisherigen Anstrengungen müssen dabei 
flächendeckend und auf breiter Front fortge-
setzt werden, um auch den noch unsanierten 
Gebäudebestand Berlins in Sachen Energie
effizienz zu ertüchtigen.

Seit den Sanierungen in unterschiedlichsten 
Förderprogrammen der 1990er Jahre hat 	
Berlin sich auf diesem Gebiet einen internati-
onal beachteten Wissensvorsprung erarbeitet, 
der als Exportartikel gerade in Asien und Ost-
europa gefragt ist,98 aber auch Bauherren in 
Berlin zugute kommt – schon allein durch die 
Verfügbarkeit erfahrener Kompetenz- und 
Dienstleisternetzwerke für die Planung und 
Realisierung solcher Sanierungen.

Mit der Berliner Immobilienmanagement 
GmbH (BIM) hat der Senat Anfang 2010 eine 
Klimaschutzvereinbarung geschlossen, mit 
der sich das Tochterunternehmen des Landes 
verpflichtet, die CO2-Emissionen ihres 
Bestands bis 2015 um 21 Prozent zu senken. 
Die BIM bewirtschaftet überwiegend landes-
eigene Immobilien – neben Dienstgebäuden 
des Senats auch Finanzämter, Gerichte, 
berufsbildende Schulen und Bauten von 	
Polizei und Feuerwehr.

Gemeinsam mit der Berliner Energieagentur 
hat der Senat zudem die Energiesparpartner-
schaften entwickelt. Das Prinzip: Ein Dienst-
leister (Contractor) übernimmt für einen 
festen Zeitraum das energetische Manage-
ment öffentlicher Bauten, finanziert deren 
energetische Sanierung und erhält dafür 
einen Teil der gesparten Energiekosten. Den 
Rest der Einsparung teilen sich Land und 
Contractor nach einem vorher festgelegten 
Schlüssel.

Bisher hat das Land auf diese Weise 24 Pools 
mit mehr als 500 Liegenschaften und 1.400 
Gebäuden an Contractoren vergeben. Das 
Resultat: Rund 13 Millionen Euro weniger 
Energiekosten, eine Entlastung des Landes-
haushalts um mehr als drei Millionen Euro 
und fast 70.000 Tonnen weniger CO2-Ausstoß 
im Jahr.

Ähnliche Wege, die nötigen Investitionen 	
zu ermöglichen, stehen auch privaten Bau-
herren offen: Wo Eigenmittel fehlen, kann 
Contracting den Weg ebnen, um den ener-
getischen Umbau im Bestand zu finanzieren. 
Zudem sind insbesondere in Städtebaulichen 
Sanierungsgebieten auch staatliche Unter-
stützungen denkbar.
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Bushaltestellen am 
S-Bahnhof Berlin-Buch 
(linke Seite)

 
 

Wärmedämmung  
eines Wohnhauses in  
Berlin-Buch (oben)

Detail einer neuen  
Heizungsanlage (unten)
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Der StEP Klima versteht sich als integrieren-
des, querschnittsorientiertes Planwerk, das 
verschiedensten Akteuren als Entscheidungs- 
und Handlungsgrundlage dient. Da er den 
Fokus auf die Anpassung an den Klimawandel 
legt, ist er – aus dem Blickwinkel der räumli-
chen Planung – der erste Schritt auf einem 
bisher wenig bearbeiteten Feld, für das eine 
breite Palette von Umsetzungspartnern erst 
zu gewinnen sein wird.

Im Zuge der Anpassung an den Klimawandel 
geht es schwerpunktmäßig um den Umbau 
des Bestands. Entsprechend groß ist die Rolle, 
die Nutzer und vor allem Eigentümer für eine 
rasche Umsetzung der im StEP Klima vorge-
schlagenen Maßnahmen spielen. Mindestens 
so bedeutsam ist die Abstimmung und Koor-
dination der Steuerungsmöglichkeiten auf 
unterschiedlichen Ebenen der Verwaltung – 
von der Bezirks- über die Landes- bis zur Bun-
desebene.

Entsprechend hoch ist der Bedarf an Abstim-
mung, Diskussion, Vertiefung und Fortschrei-
bung, den der StEP Klima aufwirft.

Gerade das Thema der Anpassung an den Kli-
mawandel ist von solcher Bedeutung und 
verlangt eine so langfristige, nachhaltige Per-
spektive, dass es keinen Aufschub duldet.

Deshalb können all diese Informations-, Kom-
munikations- und Partizipationsprozesse 
nicht vor, sie müssen parallel zu den ersten 
Umsetzungsschritten laufen.

Bürgerinnen und Bürger informieren 
und beteiligen

Klimaschutz und Anpassung gehen alle an. 
Deshalb besteht ein ausführlicher Diskussi-
onsbedarf mit der Öffentlichkeit. Es gilt, ...

n	 das neue Thema der Anpassung an den Kli-
mawandel zu vermitteln,

n	 den Nutzen der vorgeschlagenen Strate
gien und Wege aufzuzeigen,

n	 Ziele, Maßnahmen und Instrumente des 
StEP Klima zu diskutieren und verständlich 
zu machen

n	 und den Bürgerinnen und Bürgern Wege 
aufzuzeigen, wie sie selbst aktiv werden 
können und welche Möglichkeiten beste-
hen, der Anpassung an den Klimawandel 
voranzuhelfen (etwa durch Stadtbaumpfle-
ge im Sommer oder andere Aktionen).

Dazu müssen die Ergebnisse und Informatio-
nen des StEP Klima der interessierten Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht und in die 
Umweltinformationssysteme der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung integriert 	
werden.

Darüber hinaus ist zu prüfen, ob und wie auf 
Bürgerengagement beruhende Initiativen, 
die zur Erreichung der Ziele des StEP Klima 
beitragen, materiell, aber auch sozial geför-
dert werden können.

Akteure und 	
Umsetzungspartner gewinnen

Dialog mit der Wirtschaft
Die im StEP Klima vorgeschlagenen Maßnah-
men lassen positive Effekte für die Wirtschaft 
erwarten, da sie in weiten Teilen durch mittel-
ständische Unternehmen und das Handwerk 
Berlins umgesetzt werden können.

Zugleich bringen die vorgeschlagenen Schrit-
te einen in der Summe erheblichen Umset-
zungsaufwand mit sich.

Beides – Chancen und Aufwand der Anpas-
sung an den Klimawandel – müssen deshalb 
mit den Interessenvertretern der Wirtschaft 
und einzelnen, besonders betroffenen Unter-
nehmen diskutiert werden. Dazu zählen ...

Diskussionsveranstaltung 
zum Stadtentwicklungs-
plan Klima im Juni 2011  
im Schöneberger Rathaus
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n	 die Industrie- und Handelskammer 
zu Berlin,

n	 die Handwerkskammer Berlin,

n	 die Berliner Baukammer,

n	 die Architektenkammer Berlin und 
Planerverbände wie BDA, BDLA oder SRL,

n	 Institutionen der Wirtschaftsförderung 
wie die Berlin Partner GmbH und die 	
Wirtschaftsförderungen der Bezirke,

n	 Banken, Geld- und Finanzierungsinstitute, 
besonders die Investitionsbank Berlin (IBB),

n	 die großen Ver- und Entsorgungsunterneh-
men der Stadt, allen voran die Berliner 
Wasserbetriebe mit ihrer zentralen Rolle 
für den Umbau der Kanalisationssysteme, 
aber auch die Berliner Stadtreinigung BSR, 
die plant, in Ruhleben eine Fermentie-
rungsanlage zu errichten, in der das 
gesamte Biogut aus Berlins Haushalten zu 
Biogas umgewandelt werden könnte, die 
GASAG oder Stromversorger wie RWE und 
Vattenfall, die nicht nur durch Biomasse-
heizkraftwerke (etwa in Rudow und dem-
nächst im Märkischen Viertel) bereits auf 
klimarelevanten Gebieten aktiv sind,

n	 sowie Unternehmen, die als Grundstücks- 
und Gebäudeeigentümer Verantwortung 
für die Umsetzung der vielfältigen Vor-Ort-
Maßnahmen im Bestand tragen.

© Manuela Reinhard/kubus TU Berlin

Dialog mit Eigentümern, 
Bauherren und Mietern
Der Immobilien- und Wohnungswirtschaft 
fällt für die Umsetzung des StEP Klima eine 
zentrale Rolle zu – besonders in der bioklima-
tischen Anpassung und energetischen Sanie-
rung der Bestände.

Eine breite Aufklärungskampagne muss 	
die Erweiterung der Aufgaben mit all ihren 
Chancen (zur Mieterbindung und Objekt-	
profilierung, aber auch zum nachhaltigen 
Wirtschaften von gewerblichen Eigentümern) 
vermitteln.

Eine Vorreiterrolle fällt dabei der BIM, den 
sechs großen landeseigenen Wohnungsun-
ternehmen und dem Berliner Liegenschafts-
fonds zu. So ist beispielsweise die GESOBAU 
AG als kommunales Wohnungsunternehmen 
derzeit mit der energetischen Sanierung des 
Märkischen Viertels befasst und damit direkt 
in eine der Aktionsplanprojekte des StEP 	
Klima involviert.

Einzubinden sind aber auch ...

n	 die Verbände der Immobilien- und Woh-
nungswirtschaft, allen voran der Verband 
Berlin-Brandenburgischer Wohnungs
unternehmen BBU,

n	 die Wohnungs- und 
Baugenossenschaften der Stadt,

n	 kommerzielle Projektentwickler,

n	 Investoren,

© Manuela Reinhard/kubus TU Berlin

n	 private Bauherren und Hauseigentümer,

n	 Unternehmen, die in eigenen 
Liegenschaften wirtschaften,

n	 und Mieterverbände wie der 
Mieterschutzbund Berlin e. V. oder der 	
Berliner Mieterverein e. V.

Dialog mit Verbänden, 
Netzwerken und Initiativen
In Interessenverbänden, Netzwerken und Ini-
tiativen organisierte Bürgerinnen und Bürger 
sind nicht nur als aktive Öffentlichkeit anzu-
sprechen. Ihre Organisationen sind auch in 
anderer Hinsicht wichtig ...

n	 als Multiplikatoren und Unterstützer, die 
Einfluss auf wichtige Umsetzungspartner 
nehmen,

n	 und als Träger eigener Projekte, die die 
Ziele des StEP Klima voranbringen.

Namentlich genannt seien hier ...

n	 Energie- und Klimaschutzinitiativen wie 
der Stadtvertrag Klimaschutz,

n	 Umweltverbände wie der Bund für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland (BUND), der 
Naturschutzbund Deutschland (NABU), die 
Grüne Liga Berlin oder die Schutzgemein-
schaft Deutscher Wald

 n	sowie weitere Interessenverbände (etwa 
der Landesverband und die Bezirksverbän-
de der Kleingärtner).
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Forschung und Fachwelt aktivieren

Die Datensituation für eine räumliche Diffe-
renzierung der Themen Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel ist in Berlin 
durch jahrzehntelange Arbeit besser als in 
manch anderer Großstadt. Die gezielten Vor-
arbeiten für den StEP Klima haben sie weiter 
verbessert. Dennoch bleiben gravierende 
Wissenslücken, die in den nächsten Jahren 
durch geeignete Datenerhebungen und 
Monitorings zu füllen sein werden.

In seiner jetzigen Form lässt sich der StEP 	
Klima auf einer seiner Ebenen als Aufgaben-
matrix für die weitere Forschung zum Thema 
lesen.

An vielen Stellen zeigt er auf, wo die Daten
lage und der Wissensstand – auf globaler wie 
auf lokaler Ebene – noch nicht ausreichend 
sind.

Zugleich sorgen die intensive Forschung zum 
Klimawandel und seinen Folgen sowie den 
gesellschaftlichen Reaktionsmöglichkeiten 
dafür, dass entsprechende Erkenntnisse prak-
tisch täglich zunehmen.

Auch die Unwägbarkeiten klimatischer Pro-
jektionen bedingen, dass eine Fortschreibung 
der Grundlagen unabdingbar ist. Die Ziele 
und Maßnahmen des StEP müssen regelmä-
ßig im Lichte neuer Erkenntnisse überprüft 
und gegebenenfalls angepasst werden.

Das schafft unmittelbaren Diskussionsbedarf, 
unter anderem mit ...

n	 den Universitäten und 
Hochschulen in Berlin,

n	 unabhängigen Forschungsinstituten und 
-einrichtungen der Klima- und Stadtfor-
schung wie dem Deutschen Wetterdienst,

n	 dem Klimaschutzrat des Landes Berlin

n	 sowie dem Amt für Statistik 
Berlin Brandenburg.

Ziel ist es, den fachlichen Austausch zu för-
dern, neue Netzwerke aufzubauen und vor-
handene zu nutzen und zu stärken.

Kernpunkt dieser Aufgabe ist ein Monitoring-
programm mit zugehöriger Berichterstattung.

Es sollte unter anderem folgende Punkte 
regelmäßig erfassen und bewerten, um auf 
erwartete wie unvorhergesehene Auswirkun-
gen und Entwicklungen reagieren zu können:

n	 die Veränderung klimatischer Parameter,

n	 die Auswirkung von Klimaveränderungen 
auf die Elemente der natürlichen Umwelt 
wie Stadtbäume, Grün- und Freiflächen 
oder grundwasserabhängige Biotope,

n	 die Auswirkung von Klimaveränderungen 
auf die menschliche Gesundheit und 
Lebensqualität und die städtische Infra-
struktur – etwa die Zunahme hitzebeding-
ter Krankheitsfälle oder die Häufigkeit von 
Überläufen der Kanalisation nach Stark
regenereignissen,

n	 die Erfolge und Erfahrungen bei der 
Umsetzung von Anpassungs- und 	
Klimaschutzmaßnahmen,

von links nach rechts: 
 
Wohnungsneubau  
in Berlin-Pankow

Technische  
Universität Berlin

Veranstaltung des  
Bundesverbands  
Solarwirtschaft in  
Berlin

Hauptversammlung  
des Deutschen Städte- 
tags 2005 in Berlin

Ludwig Erhard Haus,  
Sitz der IHK Berlin

Umweltfestival der  
Grünen Liga auf der  
Straße des 17. Juni
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n	 Wirkung und Resonanz von Anpassungs- 
und Klimaschutzmaßnahmen auf Umwelt, 
Gesellschaft und Wirtschaft,

n	 die weitere städtebauliche Entwicklung 
Berlins und deren Auswirkungen beispiels-
weise auf Bioklima und Wasserhaushalt der 
Stadt

n	 sowie die Fortschreibung und Anpassung 
der Rechts- und Planungsgrundlagen zur 
Bewältigung des Klimawandels.

Diese Aufzählung erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit, umreißt aber das Aufga-
benfeld. Um ein solches Monitoring möglich 
zu machen, müssen zunächst unterschied-
lichste Daten erhoben und aussagekräftige 
Indikatoren entwickelt werden, die die 	
tatsächlichen Entwicklungen beschreiben 
können.

Berlin kann sich dabei nicht zuletzt auf 	
Ergebnisse des intensiven, länderübergreifen-
den Erfahrungsaustausch unter der Regie der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft »Klima, 
Energie, Mobilität – Nachhaltigkeit« (BLAG 	
KliNa) stützen. Deren ständiger Ausschuss 
»Anpassung an die Folgen des Klimawandels« 
hat eine Ad-hoc-AG »Klimafolgenmonitoring« 
gebildet. Diese Arbeitsgruppe erstellt bis 
Sommer 2011 eine bundesweite Gesamt-
schau der in den Ländern angewandten 	
Indikatoren für die Handlungsfelder der 	
Deutschen Anpassungsstrategie.

Von anderen lernen

Die Anpassung an den Klimawandel und der 
Klimaschutz sind keine Aufgaben, die sich 
Berlin alleine stellt. Sosehr diese Aufgaben im 
Detail auf lokale Daten und lokales Wissen 
angewiesen sind, so sehr kann und muss sie 
ein überregionaler Austausch und Verständi-
gung voranbringen, erleichtern und in regio-
nale, nationale und selbst globale Strategien 
einbetten.

Ansprechpartner für den überregionalen 	
Diskurs des StEP Klima sind unter anderen ...

auf regionaler Ebene

n	 Städte, Gemeinden und Regionen 
im Nachbarland Brandenburg

n	 und die Gemeinsame Landesplanungsab-
teilung Berlin-Brandenburg (insbesondere 
im Rahmen des Gemeinsamen Raumord-
nungskonzeptes Energie und Klima für 
Berlin und Brandenburg);

auf nationaler Ebene

n	 die Interministerielle Arbeitsgruppe 
(IMA Anpassung), deren Federführung 
beim Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit liegt,

n	 die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
»Klima, Energie, Mobilität – Nachhaltigkeit« 
(BLAG KliNa) der Umweltministerkonferenz 
und deren ständiger Ausschuss »Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels«,

n	 regelmäßige Arbeitstreffen zur Deutschen 
Anpassungsstrategie mit dem Umwelt-
bundesamt, dem Deutschen Wetterdienst 
und Vertretern der Länder,

n	 das Forschungsprogramm »Experimentel-
ler Wohnungs- und Stadtbau (ExWoSt)« 
des Bundesministeriums für Verkehr, 	
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und 
des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) im Bundesamt 	
für Bauwesen und Raumordnung (BBR),

n	 das Kompetenzzentrum Klimafolgen 
und Anpassung (KomPass) im 	
Umweltbundesamt

n	 sowie der Deutsche Städtetag 
mit seinen Aktivitäten;

auf internationaler Ebene (unter anderem)

n	 das Städtenetzwerk Metropolis,

n	 die C40 Large Cities – Climate 
Change Leadership Group,

n	 das Netzwerk der UN Global 
Compact Cities,

n	 das ICLEI-Europasekretariat,

n	 der Konvent der Bürgermeister 
(Covenant of Mayors) der EU,

n	 die Vereinigung der Hauptstädte 
der Europäischen Union (UCUE),

n	 EUROCITIES,

n	 das Netzwerk der Metropolregionen 
METREX

n	 und das Städtenetzwerk der Baltischen 
Metropolen (BaltMet).

© Deutscher Städtetag © IHK Berlin © Grüne Liga / Sebastian Sczepanski
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Umsetzung

Bei der Umsetzung der Maßnahmen des 
Stadtentwicklungsplans Klima ist die 	
gesamte Stadtgesellschaft gefordert.

Planungsrecht und Verwaltungshandeln 
allein werden nicht ausreichen, die Ziele zu 
erreichen: Im Bereich bioklimatischer Belas-
tung sind vor allem die Haus- und Grund-
stückseigentümer gefordert, in deren 
Verantwortung und Entscheidungsgewalt ein 
Großteil der Maßnahmen im Bestand liegt. 
Öffentliche Räume und damit die Grün- und 
Freiflächen dagegen liegen weitgehend in 
der Verantwortung der Bezirksämter.

Für eine Umsetzung auf breiter Front ist aber 
– neben der Betonung dieser Verantwortung 
im Diskurs und der Aufklärung und Informati-
on aller Umsetzungspartner – gerade deshalb 
eine klare Akzentsetzung der öffentlichen 
Hand unabdingbar.

Den StEP Klima systematisch ins 	
Verwaltungshandeln integrieren

Der StEP Klima verfolgt einen integrativen 
Ansatz auf gesamtstädtischer Ebene. Seine 
Inhalte sollen in raumrelevanten Planungen 
und konkreten Vorhaben von unterschied-
lichsten Akteuren innerhalb der Berliner 	
Verwaltung als ein Planungsbelang neben 
anderen berücksichtigt werden.

Der StEP Klima gibt mit seinen Zielen und 
Maßnahmen Hinweise für Planungen auf 	
Ebene des Landes und der Bezirke. Es gilt, sie 
durch Information, Kommunikation und Parti-
zipation im Berliner Verwaltungshandeln zu 
fördern. Dabei sind alle Senats- und Bezirks-
verwaltungen und Fachressorts wichtige 
Partner, ebenso wie weitere Akteure in der 
Stadt.

Synergien nutzen, Zielkonflikte lösen
Mit den Zielen und Maßnahmen des StEP 	
Klima lassen sich, bei allen Zielkonflikten im 
Detail, positive Effekte für die Lebensqualität, 
den Umweltschutz und die Wirtschaft erzie-
len:

n	 So fördern die vorgeschlagenen Anpas-
sungsmaßnahmen die Qualität des Wohn-
umfelds und damit die Attraktivität Berlins 
als Wohn- und Arbeitsort insgesamt.

n	 Davon profitieren Familien und ältere 
Menschen, die etwa im Programm Soziale 
Stadt, im Demografiekonzept des Landes 

Berlin, aber auch in der Gesundheitsvorsor-
ge und -förderung besonders angespro-
chen sind.

n	 Gebäudebezogene Maßnahmen wie die 
Erhöhung der Albedo sind nicht immer 
und ohne Weiteres mit Anforderungen des 
Denkmalschutzes in Einklang zu bringen. 
Daher bedarf es eines konstruktiven Dia-
logs über Möglichkeiten und Grenzen mit 
dem Landesdenkmalamt und den unteren 
Denkmalbehörden, um im Einzelfall 	
Lösungen zu entwickeln.

n	 Ähnlicher Abstimmungsbedarf besteht 
mit der Wasserbehörde des Landes, den 
Berliner Forsten, dem Pflanzenschutzamt 
und weiteren Landesbehörden.

Im Mittelpunkt steht damit eine Gesamt
abwägung, die alle Belange angemessen und 
sachgerecht berücksichtigt, Synergien nutzt 
und bestehende Zielkonflikte löst.

Liegenschaftspolitik des Landes
Beim Verkauf landeseigener Liegenschaften 
sind Nutzungsbindungen aus klimapoliti-
schen Gründen – als Maßnahme zur Anpas-
sung an den Klimawandel – zulässig, wenn sie 
a) den Zielen des StEP Klima und dem aus 
ihm abgeleiteten Maßnahmenkatalog ent-
sprechen und wenn b) der Bezirk beziehungs-
weise die zuständige Fachverwaltung die 
Notwendigkeit einer solchen Nutzungsbin-
dung aus fachlichen Erwägungen sowie das 
Interesse Berlins daran darlegen kann.

Über eine Nutzungsbindung entscheidet der 
Steuerungsausschuss des Liegenschaftsfonds. 
Dieser Ausschuss ist ein paritätisch besetztes 
Gremium. Er besteht aus Mitgliedern der 
Senatsverwaltungen für Finanzen, für Stadt-
entwicklung, für Wirtschaft und aus Vertre-
tern des Bezirks, in dessen Gebiet das 
Grundstück liegt. Dabei ist es durchaus mög-
lich, dass Nutzungsbindungen, die Klimawan-
delfolgen berücksichtigen, Einfluss auf den 
Verkehrswert haben. Vom Steuerungsaus-
schuss (oder in Einzelfällen vom Aufsichtsrat 
des Liegenschaftsfonds) beschlossene Nut-
zungsbindungen werden dann im Kaufbetrag 
verbindlich gegenüber dem Käufer geregelt.

Die Liegenschaftsfonds Berlin GmbH & Co. KG, 
eine Tochtergesellschaft des Landes Berlin, 
erfasst, bewertet, bewirtschaftet und ver-
marktet derzeit knapp 5.000 Immobilien des 
Landes, die Berlin nicht mehr für eigene 	
Zwecke benötigt. Dabei unterstützt die 

Von Anwohnern 
bepflanzte und  
gepflegte Baumscheibe 
in Berlin-Mitte
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Gesellschaft als Treuhänder das Land bei der 
Umsetzung seiner stadtentwicklungs-, sozial- 
und wirtschaftspolitischen Konzepte.

Maßnahmen integriert umsetzen

Die Anpassung an den Klimawandel soll im 
Zuge laufender Aufgaben erfolgen, um die 
Kosten für private Akteure, aber auch für die 
Haushalte des Landes und der Bezirke zu 
minimieren.

Insofern bietet sich eine integrierte Umset-
zung der vorgeschlagenen Maßnahmen an – 
also im Rahmen ohnehin erforderlicher Bau-, 
Instandhaltungs- und Modernisierungsmaß-
nahmen. Beispiele dafür:

n	 Bei Sanierungen von Gebäudefassaden, 
die heute meist ohnehin mit einer Wärme-
dämmung einhergehen, können Farben 
mit hoher Albedo zum Einsatz kommen 
usw.

n	 Wo in Straßen mit geringer Verkehrsdichte 
Arbeiten an erdverlegten Leitungen nötig 
sind, kann man nach Abschluss dieser 
Arbeiten die Parkplätze nicht mehr durch 
Asphalt, sondern mit versickerungsoffenen 
Belägen befestigen.

Vorhandene Instrumente nutzen 	
und anpassen

Um Klimaaspekte in die Planung und Stadt-
entwicklung einzubeziehen, gilt es, die 
Potenziale vorhandener Instrumente für eine 
schrittweise, möglichst rasche Umsetzung zu 
nutzen. Landesplanung, Flächennutzungspla-
nung und Landschaftsplanung wirken zusam-
men für eine klimagerechte Siedlungsent-	
wicklung. Eine schrittweise Umsetzung des 
StEP Klima erfolgt durch Instrumente wie die 
Städtebauförderung, die Sicherung von 
Natur- und Landschaftsschutzgebieten oder 
durch Konzepte wie die »Strategie Stadtland-
schaft«. Bebauungspläne geben den Bezirken 
die Möglichkeit, lokale kleinklimatische 
Bedingungen zu verbessern; und auch die 
Liegenschaftspolitik des Landes kann als ein 
Werkzeug unter vielen zum klimagerechten 
Stadtumbau beitragen.

Die Belange des Klimaschutzes sind dabei im 
Rahmen der planerischen Gesamtabwägung 
aller privaten und öffentlichen Interessen zu 
prüfen.

Städtebauliche Instrumente

Städtebauförderung
Die Städtebauförderung (gemäß §§ 136 ff. 
BauGB) – in Berlin derzeit in fünf Teilprogram-
me gegliedert (darunter Stadtumbau Ost und 
West, Soziale Stadt und städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahmen) – bietet gute Vorausset-
zungen, um Ziele und Maßnahmen des StEP 
Klima rasch umzusetzen. Inhaltlich zielen die 
Programme darauf, nachhaltige städtebauli-
che Strukturen zu schaffen. Zudem stellen sie 
finanzielle Mittel für konkrete Projekte bereit.

Konkret fördert das Land Berlin dabei Maß-
nahmen, die von der Modernisierung bis zur 
Neugestaltung und Erweiterung einzelner 
Blocks, Wohngebäude, Schulen, Kindertages-
stätten, Plätze, Spielplätze, Höfe, Grün- und 
Freiflächen und selbst Straßenzügen reichen. 
Das schließt auch kleinflächige Neubaumaß-
nahmen oder die Anlage kleinerer Grünflä-
chen auf Brach- oder Abrissgrundstücken ein.

Die im StEP vorgeschlagenen Maßnahmen 
können in diese Projekte einfließen – etwa 
die Entsiegelung und Begrünung von Schul-
höfen, die energetische Gebäudesanierung 
oder die Nutzung erneuerbarer Energien.

Bebauungspläne
Einige Festsetzungen der Bebauungspläne 
sind für Klimaschutz und Anpassung an den 
Klimawandel besonders relevant. Das macht 
Bebauungspläne zu einem wirkungsvollen 
Instrument einer klimagerechten Stadtent-
wicklung.

Konkret bestehen folgende Möglichkeiten:99

n	 Festlegungen zur überbaubaren Grund-
stücksfläche (durch Festsetzung von GRZ, 
Baulinien, Baugrenzen und Bautiefen) 
erlauben es, Versiegelungsgrad und Ver-
dichtung, aber auch die klimagerechte 
Ausrichtung der Gebäude zu steuern.

n	 Festsetzungen zur Höhe baulicher Anla-
gen, zur GFZ, zur Bauweise (offen oder 
geschlossen) und zu den Abstandsflächen 
können die gewünschte bauliche Dichte 
und gegebenenfalls Verschattung sichern. 
Dabei gilt es zu beachten, dass gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt 
bleiben. Dies ist nach geltendem Recht 
gewährleistet, wenn den Belangen von 
Belichtung, Belüftung und Besonnung 
Rechnung getragen wird.

n	 Festsetzungen zu Schaffung oder Erhalt 
von Grün-, Frei- und Wasserflächen können 
Faktoren wie die Aufenthaltsqualität, bio-
klimatische Situation, Verschattung und 
Versickerung steuern.

n	 Festsetzungen von Flächenanteilen für 
nicht bauliche Nutzungen helfen, Kalt- und 
Frischluftschneisen zu erhalten oder zu 
schaffen.

n	 Auch Aussagen zu Flächen für die Regen-
wasserbewirtschaftung – etwa für die 
Rückhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser – lassen sich treffen.

n	 Möglich sind zudem verbindliche Aussa-
gen zur Bepflanzung von Gebäuden und 
Straßenräumen.

n	 In Bebauungsplänen können schließlich 
aus städtebaulichen Gründen Gebiete fest-
gesetzt werden, in denen bei der Errich-
tung von Gebäuden bestimmte bauliche 
Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer 
Energien (wie insbesondere der Solar
energie) getroffen werden müssen.

Zu prüfen ist, ob das Instrument des Biotop-
flächenfaktors (BFF), das bisher nur in der 
Landschaftsplanung angewandt wird, um kli-
mawandelrelevante Inhalte erweitert und 
auch in der rechtsverbindlichen Bebauungs-
planung eingesetzt werden kann.

Umweltprüfungen
Umweltprüfungen wie die Strategische 
Umweltprüfung (SUP), die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) oder die Umweltprü-
fung in der Bauleitplanung (UP) ermitteln auf 
unterschiedlichen Ebenen die Auswirkungen 
von Programmen, Plänen und Projekten auf 
die Umwelt – und damit durchaus auch auf 
das Bioklima, den Wasserhaushalt und andere 
im StEP Klima relevante Bereiche.100

Aspekte der Anpassung an den Klimawandel 
und des Klimaschutzes können in den 	
Umweltprüfungen verstärkt berücksichtigt 
werden und so eine klimagerechte Stadtent- 	
wicklung bis hinab auf die Projektebene 	
fördern.
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Bebauungspläne der Innenentwicklung 	
können nach § 13a BauGB von der Notwen-
digkeit einer Umweltprüfung entbunden 	
werden. Zumindest in den prioritären Hand-
lungsräumen wäre es sinnvoll, die Frage der 
Klimarelevanz an die Ermessensausübung zu 
binden.

Städtebauliche Verträge
Städtebauliche Verträge gemäß § 11 BauGB 
werden zwischen der öffentlichen Hand und 
privaten Investoren geschlossen. Sie stellen 
einen kooperativen Ansatz dar und eröffnen 
flexible Handlungsoptionen.

Das macht sie zu einem geeigneten Instru-
ment, um Aspekte von Klimaschutz und 
Anpassung in die Stadtentwicklung zu integ-
rieren.101 Voraussetzung ist allerdings, dass sie 
bestimmte Regelungen (wie Koppelungsver-
bot, Übermaßverbot oder Verbot des Macht-
missbrauchs gem. § 11 Abs. 2 BauGB) 
enthalten.

Sind diese Regelungen im konkreten Fall 
gegeben, können städtebauliche Verträge ...

n	 Niedrigenergiestandards oder maximal 
zulässige Heizwärmebedarfe festschrei-
ben,

n	 die Nutzung erneuerbarer Energien 
detailliert regeln

n	 oder durch sogenannte »Zielbindungsver-
träge zur Förderung und Sicherung der 
Ziele der Bauleitplanung« Gestaltungsvor-
gaben machen – etwa zur Dach- oder 	
Fassadenbegrünung, Pflanzbindungen, 	
zur Nutzung von Regenwasser oder zur 
Fassadengestaltung mit günstigen 	
Albedowerten.

Besondere Gestaltungsanforderungen
Durch Rechtsverordnungen (nach § 12 
AGBauGB) können Anforderungen an die 
äußere Gestalt baulicher Anlagen und Frei-
räume festgesetzt werden. Nach § 9 Abs. 4 
BauGB können solche landesrechtlichen 
Regelungen auch als Festsetzungen in 
Bebauungspläne Eingang finden.

Vorgaben, die dem Klimaschutz und der 
Anpassung an den Klimawandel zugute-
kämen, wären zum Beispiel

n	 eine helle Fassadengestaltung zur Erhö-
hung der Albedo,

n	 die Begrünung von Fassaden, 
Dächern und Höfen,

n	 eine Fassadengliederung mit 
klimaoptimiertem Fensteranteil

n	 oder Dachneigungen und Firstrichtungen, 
die relevant für den Einsatz von Solaranla-
gen und die Dachbegrünung sind.

Insofern sollte geprüft werden, ob und 	
inwiefern dieses Instrument zukünftig 	
verstärkt eingesetzt werden kann.

Planungswettbewerbe
Städtebauliche, stadtplanerische, architek-
tonische und landschaftsarchitektonische 
Ideen- und Realisierungswettbewerbe bieten 
die Chance, Klimaschutz und Anpassung an 
den Klimawandel bereits in der planerischen 	
Aufgabenstellung zu verankern.

In Berlin gelten für öffentlich geförderte 	
Vorhaben seit Jahren besondere ökologische 
Planungskriterien.102 Sie entsprechen den Vor-
gaben für öffentliche Bauvorhaben, wie sie im 
Kapitel »Gewässerqualität und Starkregen« 
beschrieben sind, und beinhalten Vorgaben 
zum Umgang mit Energie und Wasser, zur 
Gestaltung von Freiflächen, zur Materialwahl 
und zum Umgang mit Reststoffen.

Geprüft werden sollte, ob in den Planungs-
kriterien Fragen des Klimaschutzes stärker 
gewichtet und Inhalte der Anpassung an 	
den Klimawandel ergänzt werden müssen.

Flächennutzungsplan (FNP)
Der Flächennutzungsplan formuliert die 
Grundzüge der räumlichen Entwicklung 	
Berlins. Dazu gehören Aussagen zur 	
angestrebten Bebauungsdichte oder die 	
Darstellung von (klimawirksamen) Grün- 	
und Freiflächen unterschiedlicher Art und 
Funktion. Der Berliner FNP ist dabei nicht 	
parzellenscharf; Flächen unter drei Hektar 
werden nicht dargestellt.

Der FNP, dessen Inhalte behördenverbindlich 
sind, trägt mit seinen Grünflächendarstellun-
gen dazu bei, die bioklimatische Qualität in 
den Siedlungsbereichen zu erhalten und zu 
verbessern und Freiflächen als Kohlenstoff-
speicher zu erhalten. Bei örtlichen Planungs-
anlässen sind in FNP-Änderungsverfahren 
Aspekte des Klimaschutzes und der Anpas-
sung an den Klimawandel zu berücksichtigen.

»Biotopflächenfaktor (BFF)«

Während städtebauliche Kennwerte wie 
Bruttogrundfläche (BGF), Grundflächen-
zahl (GRZ) und Geschossflächenzahl 
(GFZ) das Maß der baulichen Nutzung 
regeln, benennt der BFF das Verhältnis 
naturhaushaltwirksamer Flächen zur 
gesamten Grundstücksfläche und sichert 
so die grünen Qualitäten einer 
Bebauung. Der BFF kann in Berlin in 
Landschaftsplänen festgesetzt werden, 
die per Rechtsverordnungen erlassen 
werden.
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Umsetzung

Landschaftsplanerische Instrumente

Landschaftsprogramm (LaPro)
Das Landschaftsprogramm Berlin (LaPro) 	
konkretisiert als gesamtstädtisches Instru-
ment die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Maßstab 1:50.000. 	
Seine Inhalte sind behördenverbindlich und 
dienen als Grundlage der Bauleitplanung. 
Die in das LaPro integrierte gesamtstädtische 
Ausgleichskonzeption benennt Kompen
sationsflächen unterschiedlicher Priorität 	
für die Eingriffsregelung.

Im Programmplan »Naturhaushalt/Umwelt-
schutz« stellt das LaPro bereits heute die bio-
klimatisch entlastenden Grün- und 
Freiflächen als »Vorranggebiete Klimaschutz« 
dar. Erwähnung finden des Weiteren Vorrang-
gebiete zum Grundwasserschutz und andere 
klimarelevante Themen.

Klimaschutz und die Anpassung an den 	
Klimawandel sollten in Fortschreibungen 
ergänzt werden. Besonders die Rolle von 
Treibhausgassenken und -speichern ist 	
bislang im LaPro nicht erwähnt.

Darstellbar wären ...

n	 Vorranggebiete »Klimaschutz«, die den 
Erhalt wichtiger Treibhausgasspeicher 	
und -senken sichern,

n	 Vorranggebiete »Erholungsvorsorge«, in 
denen die wohnungsnahe Ausstattung mit 
klimatisch entlastenden Erholungsflächen 
verbessert werden muss,

n	 Flächen und Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Wasserhaushaltes, etwa durch 
Renaturierungen, Entsiegelung und 	
Versickerung,

n	 Flächen und Schwerpunkte für die Verbes-
serung des Wasserhaushaltes, des Stadtkli-
mas und der Erholungsvorsorge außerhalb 
der Vorranggebiete

n	 und Maßnahmenschwerpunkte für grund-
wasserabhängige Biotope und Moore.

Daneben ist zu prüfen, ob und wie raum-	
relevante Maßnahmen zu Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel in die 
gesamtstädtische Ausgleichskonzeption 
integriert werden können.

Landschaftspläne
Landschaftspläne konkretisieren die Darstel-
lungen des Landschaftsprogramms im unge-
fähren Maßstab 1:2.500. Sie werden durch die 
Bezirksämter aufgestellt und durch Rechts-
verordnung festgesetzt. Obwohl Landschafts-
pläne bei weitem nicht für alle Flächen Berlins 
vorliegen, werden sie heute nur noch verein-
zelt aufgestellt.

Eine Prüfung durch die Bezirke, welche 	
Flächen durch eine Berücksichtigung klima
relevanter Themen in Landschaftsplänen pro-
fitieren, kann als Entscheidungsgrundlage 
dienen, in welchem Umfang eine Wiederbele-
bung dieses Planungsinstruments sinnvoll 
wäre. Analoges gilt für eine Prüfung durch 	
die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
im Bezug auf mögliche Landschaftspläne von 
außergewöhnlicher stadtpolitischer Bedeu-
tung.

Grundsätzlich lassen sich in Landschaftsplä-
nen darstellen ...

n	 die Anpflanzung und Sicherung von Vege-
tation auf Grün- und Freiflächen mit stadt-
klimatischer Bedeutung,

n	 die Gestaltung von Uferbereichen zur 
Verbesserung der Wasserqualität und der 
ökologischen Funktionen der Gewässer,

n	 die Anlage und Sicherung von Grünflächen 
zur Verbesserung der Versorgung mit woh-
nungsnahen Erholungsflächen und des 
Stadtklimas,

n	 Festsetzungen von Biotopflächenfaktoren 
(BFF),

n	 die Entwicklung und Sicherung von Grün- 
und Freiflächen als Kohlenstoffspeicher,

n	 die Renaturierung von Moor- und 
Feuchtflächen

n	 und die Anlage und Entwicklung neuer 
Flächen als Treibhausgassenken.

Den StEP Klima fortschreiben

Der Diskurs zu den Themen Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel in Öffentlich-
keit und Fachwelt wird neue Ergebnisse 	
liefern, die im StEP Klima berücksichtigt 	
werden müssen. Gleiches gilt für die politi-
sche Willensbildung, den laufenden Erkennt-
nisfortschritt auf diesem Gebiet und auch für 
Erfahrungen, die bei der praktischen Umset-
zung der ersten Maßnahmen gewonnen 	
werden.

Zudem beschränkt sich der StEP Klima 	
bislang auf Handlungsfelder, in denen der 
größte Handlungsbedarf, aber auch die 	
besten Handlungschancen liegen. In der 	
Fortschreibung muss geprüft werden, ob 
künftig auch Auswirkungen des Klimawan-
dels auf andere Bereiche des städtischen 
Lebens, etwa auf den Verkehr, auf den Boden, 
die biologische Vielfalt, oder die Wirtschafts-
entwicklung integriert werden sollen.

Eine EDV-gestützte Institutionalisierung des 
StEP Klima wird diese Fortschreibung erleich-
tern.

Sie wird es ermöglichen, die räumlichen 	
Kulissen zeitnah zu aktualisieren, die Aussa-
gen zu vertiefen und maßstabsunabhängig 
zu hierarchisieren – von der gesamtstädti-
schen bis hinab zur gebäudespezifischen 
Ebene.

Gleichzeitig wird sie den Zugriff auf die Daten 
und ihre Anwendung in Politik, Verwaltung 
und im öffentlichen Diskurs vereinfachen.
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Klimaschutz und Anpassung an den Klima-
wandel haben in Berlin ein klares Ziel: Es 	
geht darum, die Lebensqualität in der Stadt 
zu sichern und zu steigern. Der StEP Klima 	
konzentriert sich auf die räumlichen Dimensi-
onen dieser Aufgaben, die in der Gestaltungs-
verantwortung der Stadtentwicklung liegen.

Die akzeptierten Leitbilder der »kompakten 
Stadt« und der »Stadt der kurzen Wege« sind 
gute Navigationshilfen, die gesetzten Ziele zu 
erreichen. Beide Leitbilder werden durch den 
StEP Klima weiter qualifiziert und mit Strate-
gien und Maßnahmen hinterlegt, die aus 
heutiger Sicht geeignet sind, Klimaschutz 	
und Anpassung voranzubringen.

Der Aktionsplan zeigt diese Aktionen, Maß-
nahmen und Handlungskonzepte auf und 
verortet die möglichen Handlungsschwer-
punkte im Stadtgebiet. Er soll Orientierung in 

Sachen urbaner Klimawandel geben und 	
vermitteln, wie die Stadt darauf reagieren 
kann. Denn Weichenstellungen – auch das 	
sei hier noch einmal wiederholt – sind in der 
Stadtentwicklung bereits heute notwendig, 
um für die Zeit bis Mitte oder Ende dieses 
Jahrhunderts die Folgen des Klimawandels 
beherrschen zu können. Welche der im StEP 
Klima entwickelten Maßnahmen sich endgül-
tig bewähren und ob und welche zusätzlich 
notwendig werden, wird erst die Zukunft in 
letzter Konsequenz zeigen.

Deshalb ist der Aktionsplan kein statisches 
Gebilde, sondern eine Roadmap. Er zeigt 
einen Weg auf, der sich unterwegs ändern 
kann, ohne dabei das Ziel aus dem Auge 	
zu verlieren.

Wettbewerb zur Umge- 
staltung Kleiner Tiergarten 
und Ottoplatz 
1. Preis Latz + Partner  
(Perspektive Ottoplatz) 
 
Wettbewerb Freiräume 
Europacity Heidestraße 
und Nordhafen 
1. Preis relais 
Landschaftsarchitekten 
(Perspektive)

Der Aktionsplan soll Ausgangspunkt und 
Plattform für den Dialog in der Stadtgesell-
schaft sein. Er kann neu- oder umgeschrieben 
werden; einzelne seiner Maßnahmen und 
Aktionen können sich bewähren, andere 	
wieder verworfen werden. 

Der Aktionsplan des StEP Klima vereint dabei 
zwei verschiedene Handlungsebenen.

Stadträume mit prioritärem  
Handlungsbedarf
Zum einen benennt der Aktionsplan die 
Stadträume, in denen kurz- bis mittelfristig 
prioritärer Handlungsbedarf bezüglich des 
Bioklimas, der Grün- und Freiflächen, der 	
Starkregenereignisse und der Gewässer-	
qualität besteht.

Dabei lassen sich folgende Tendenzen 	
erkennen: 

n	 Für knapp 30 Prozent der Landesfläche 
Berlins (rund 25.000 Hektar) ist ein 	
prioritärer Handlungsbedarf gegeben.

n	 Die Bereiche, in denen sich die Flächen 
mit prioritärem Handlungsbedarf aller drei 
Handlungsfelder überlagern, liegen – von 
wenigen Ausnahmen abgesehen – inner-
halb des S-Bahn-Rings, wo sie rund 40 Pro-
zent der Siedlungsfläche ausmachen.

Betrachtet man die einzelnen Handlungs
felder für sich (also ohne räumliche Über
lagerungen) ergibt sich folgendes Bild: 

© Latz + Partner
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n	 Im Hinblick auf das Bioklima weist etwa 
ein Fünftel der bebauten Siedlungsfläche	
Berlins (rund 7.000 Hektar) prioritären 
Handlungsbedarf auf.

n	 Bei Grün- und Freiflächen besteht ein 
prioritärer Handlungsbedarf für rund 
22.500 Hektar Fläche. Das entspricht etwa 
44 Prozent aller Grün- und Freiflächen.

n	 Im Handlungsfeld Gewässerqualität und 
Starkregen besteht ein solcher prioritärer 
Handlungsbedarf auf rund 5.000 Hektar 
Fläche, vor allem innerhalb des S-Bahn-
Rings sowie an den großen Badegewäs-
sern entlang von Havel und Dahme.

n	 Für das Handlungsfeld Klimaschutz lassen 
sich keine prioritären Stadträume auswei-
sen. Klimaschutz bleibt eine stadtweite 
Aufgabe.

Diese räumliche und inhaltliche Konzentra
tion der Aktionsplanung darf und soll aber 
weder dazu führen, dass Anpassungsmaß-
nahmen in anderen Gebieten nicht ergriffen 
werden noch dass der Klimaschutz vernach-
lässigt wird.

Zwölf Aktionsplanprojekte  
als Gute Beispiele
Auf seiner zweiten Ebene benennt der Akti-
onsplan zwölf Projekte, die nicht unmittelbar 
aus dem Analyse- und Entwicklungsprozess 
des StEP Klima abgeleitet sind, sehr wohl aber 
seine Programmatik aufgreifen und anschau-
lich machen.

Jedes der zwölf Projekte lässt sich einem 	
oder mehreren der Handlungsfelder Bioklima, 
Grün- und Freiflächen, Gewässerschutz und 
Starkregen sowie Klimaschutz zuordnen und 
trägt den beiden Dimensionen des urbanen 
Klimawandels, dem Klimaschutz (CO2-Reduk-
tion) und der Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels durch konkrete Maßnahmen 
Rechnung. Zu diesen Maßnahmen gehören 
beispielweise Entsiegelung und Begrünung, 
energetische Gebäudesanierung, die Imple-
mentierung von Solaranlagen, der Wald-	
umbau, die klimagerechte Anpassung von 
Albedo-Werten urbaner Oberflächen, das 
dezentrale Regenwassermanagement oder 
Pflege und Pflanzung von Stadtbäumen.

Bei all diesen Maßnahmen handelt es sich 	
um sogenannte »No-Regret-Maßnahmen«. 
Sie tragen unabhängig davon, wie sich das 
Klima tatsächlich entwickeln wird, schon 	

heute dazu bei, die Lebensqualität zu verbes-
sern und die Funktionsfähigkeit städtischer 
Strukturen zu erhalten. Außerdem sind diese 
Maßnahmen mit gutem Erfolg erprobt und 
bergen keine unkalkulierbaren Risiken – 
weder im Hinblick auf ihre Wirkung noch in 
ihrer technischen und finanziellen Realisier-
barkeit.

Berlin steht also nicht völlig am Anfang, 
geeignete Lösungsansätze und Maßnahmen 
für die Anpassung an den Klimawandel zu 	
finden. Die Stadt kann an laufende Prozesse 
anknüpfen. Daher wurde bei der Auswahl der 
Aktionsplanprojekte auf weitere Kriterien 
Wert gelegt:

n	 Die Aktionsplanprojekte sollen ebenso 
anschaulich wie gut verständlich sein 	
und eine möglichst große Vorbildwirkung 	
entfalten.

n	 Sie sollen sowohl Maßnahmen im bauli-
chen Bestand als auch in städtebaulichen 
Entwicklungsgebieten umfassen. Vorrang 
hat dabei der bauliche Bestand, da dieser 
den überwiegenden Teil des Berliner 	
Siedlungsraumes ausmacht.

n	 Die Projekte sollen sich kurz- bis 
mittelfristig realisieren lassen, also 	
sowohl technisch-planerisch umsetzbar 	
als auch finanzierbar sein.

n	 Sie sollen breite Akteurskonstellationen 
einbinden und Initiativen integrieren.
Anpassung an den Klimawandel und 	
Klimaschutz sind nur auf breiter Basis 

erreichbar. Deshalb müssen die Projekte 
auch das beispielhafte Zusammenwirken 
vieler Akteure aus Politik, Verwaltung, 	
Wirtschaft und Zivilgesellschaft ermög
lichen.

Aus einer Vielzahl von Projekten hat die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung auf 
dieser Grundlage zwölf Projekträume für den 
Aktionsplan ausgewählt. Als »Gute Beispiele« 
werden diese Projekte weit über ihre Bedeu-
tung im engeren Sinne hinaus zu Vorreitern 
und Wegbereitern des klimagerechten 
Umbaus der Stadt.

© relais Landschaftsarchitekten
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Die Lebensqualität in Berlin auch unter den Vorzeichen des  
Klimawandels zu erhalten und zu verbessern, ist eine große  
Herausforderung. Dabei geht es zum einen darum, die Stadt  
an den Klimawandel anzupassen, und zum anderen, einen  
wirksamen Klimaschutz voranzubringen und die von den  
Menschen zu verantwortenden CO2-Emissionen zu reduzieren.

Der Stadtentwicklungsplan Klima, den der Senat von Berlin  
am 31. Mai 2011 beschlossen hat, ist der erste zentrale Bau- 
stein, um die Stadt in diesem Sinne zukunftsfähig zu machen.  
Mit ihm legt Berlin erstmals einen räumlicher Orientierungs- 
rahmen für die gesamtstädtische Planung zur Anpassungen  
an den Klimawandel vor.


